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DIE L INKE UND LATEINAMERIKA 
 
 

Ber icht von der 3. Bundesversammlung 
der  

Bundesarbeitsgemeinschaft  
Fr ieden und internationale Politik (BAG FiP)  

am 
15. / 16. März 2008 

in Frankfur t am Main 
Gewerkschaftshaus Wilhelm-Leuschner -Straße 69 - 77 

 

Samstag, 15. März 2008 

Moderation: Anne Quart, Frank Renken 

13.00 – 13.30 Uhr:  Eröffnung und Konstituierung der Versammlung 

- Wahl der Tagungsleitung 

- Verabschiedung der Tagesordnung 

- Grußwort KV Frankfurt/Main  

- Grußwort Fraktionsvorsitzender Die Linke. im Hessischen Landtag 

 

13.30 – 16.30 Uhr: Lateinamer ika in der internationalen Politik 

- Dietmar Schulz, Sprecher Arbeitskreis Lateinamerika  

- Wolfgang Gehrcke, außenpolitischer Sprecher im Parteivorstand Die Linke. 

- Helmuth Markov, MdEP für DIE LINKE. in unserer Europafraktion GUE/NGL, 

Vorsitzender des Ausschusses für internationalen Handel im Europaparlament  

 
16.30 – 17.00 Uhr:   Pause 

 

Moderation: Birgit Daiber, Harri Grünberg 



17.00 – 19.00 Uhr:  Lateinamer ika und die L inke: Länderber ichte 

- Kolumbien:   Heike Hänsel, entwicklungspolitische Sprecherin der 

 Bundestagsfraktion Die Linke. 

- Kuba:   Fritz Schmalzbauer, Cuba si 

- Venezuela:  Harald Neuber, junge welt 

- Bolivien:   Walter Prudencio Magne Veliz, Botschafter der Republik 

 Bolivien in Deutschland  

 

Sonntag, 16. März 2008 

 
Moderation: Alexander Neu, Claudia Haydt 

09.30 – 10.15 Uhr:  Afghanistan 

- Christine Buchholz, verantwortlich für Afghanistankampagne im Parteivorstand 

Die Linke. 

 

10.15 – 11.00 Uhr:  Aktuelles 

- Bericht zum EU-Frühjahrsgipfel von Bernd Schneider, Parlamentarischer Assistent 

in unserer Delegation im Europäischen Parlament 

- Bericht zur Verfassungsklage gegen den KFOR-Einsatz von Alexander Neu, 

sicherheitspolitischer Referent in der Bundestagsfraktion 

11.00 – 11.15 Uhr:  Pause 

Moderation: Wahlkommission unter Leitung Halina Wawzyniak 

11.15 – 13.00:  Wahlen des Kokreises und der Bundespar teitagsdelegier ten 

Anschließend:  Sonstiges 

Bundesversammlung der AG FIP (Frieden und Internationale Politik)  
15. und 16. März 2008  
 
Themen:  
Die Linke und Lateinamerika 
Aktuelle politische Themen 
Wahl des Sprecherkreises und der Delegierten für den Bundesparteitag. 
 



Lateinamer ika in der  internationalen Politik  
 
Wir müssen die Widersprüche in den Ländern, die konkreten Bedingungen, Interessenslagen, 
die Auswirkungen von aussen auf die Prozesse in Lateinamerika untersuchen. Da gibt es ein 
Informationsmanko.  
 
Lateinamerika ist ein Riesengebiet mit 500 Millionen Menschen und sehr unterschiedlichen 
Ländern. Zwischen Mexiko und Argenitinien liegen Welten, das gleiche gilt für Guatemala 
und Uruguay, Brasilien und Ecuador. Und neben der Kolonialgeschichte gibt es noch andere 
Gemeinsamkeiten.  
Der Begriff „Die lateinamerikanische Linke“  ist sehr diffus, sind doch die Linken in Latein-
amerika sehr unterschiedlich. 
Bei allem, was heute in Lateinamerika passiert, steht eine Sache im Zentrum, der Kampf 
gegen den Neoliberalismus, der Ende der 80er Jahre um sich gegriffen hatte. Der Widerspruch 
zwischen der neoliberalen Politik und den politischen Interessen der Völker ist der Haupt-
konflikt. Von Sozialismus ist zunächst mal nicht die Rede.  
Lateinamerika war das Experimentierfeld des Neoliberalismus, mit Chile als Musterbeispiel. 
Pinochet hatte unter den Bedingungen einer Militärdiktatur brutal den Neoliberalismus 
durchgesetzt. Und andere Länder in Lateinamerika folgten diesem Beispiel.  
 
Die negativen Folgen der neoliberalen Politik und ihren Privatisierungen sind ungebremst auf 
die Bevölkerung abgewälzt worden. Über den NAFTA-Vertrag haben die USA den Neoliber-
alismus gefördert. 
In der Folge des Neoliberalismus hat die Verelendung in Lateinamerika weiter stark zuge-
nommen. Gleichzeitig ist die soziale Differenzierug enorm gewachsen. Derzeit verfügen 30 
Multimillionäre über 120 Milliarden Dollar. Der reichste Mensch der Welt ist Mexikaner.  
Und zu den Gewinnern der neoliberalen Politik zählen die einheimischen Eliten. Auch Teile 
der Mittelschicht profitieren von ihm, gleichzeitig verarmen andere Teile der Mittelschicht. 
Während in Deutschland noch vieles durch unser Sozialsystem abgefedert wird, trifft die 
neoliberale Politik die Menschen dort in ihrer ganzen Existenz.  
 
Politisch hat sich der Neoliberalismus in Lateinamerika inzwischen diskreditiert, doch ökono-
misch hat sich nicht viel geändert. Sogar Länder wie Venezuela und Bolivien sind noch nicht 
raus aus dem Modell.  
 
Auch wenn sich der Neoliberalismus bei weiten Teilen der betroffenen Bevölkerung selbst 
diskreditiert hat, gibt es Menschen, auch aus der armen Bevölkerung, die diesem Modell 
anhängen.  
 
Seit den 80er Jahren hat es Widerstand gegen diese Politik gegeben.  
 
Die Zeit des bewaffneten Widerstandes ist, mit Ausnahme Kolumbiens, zu Ende. Die linke 
Guerilla hat sich in politische Bewegungen und Parteien überführt, mit einer Vielzahl von 
politischen Positionen.  
 
Wir haben in Lateinamerika eine Tendenz zu mitte-links, die Haupttendenz geht in Richtung 
auf links in verschiedenen Varianten.  
 
Es entstanden große Bewegungen gegen den Neoliberalismus. Und es gibt inzwischen Regie-
rungen, die von dieser Bewegung ins Amt getragen worden sind, wie z.B. in Venezuela, Boli-
vien, Brasilien und Ecuador.  



In manchen Ländern, wie Mexiko, Kolumbien, El Salvador ist der Neoliberalismus Staats-
doktrin. In Chile hat sich trotz einer sozialistischen Präsidentin ebenfalls wenig an der Vor-
herrschaft des Neoliberalismus geändert.  
 
Daneben gibt es Regierungen, die sich bemühen, den Neoliberalismus einzudämmen und mit 
ihrer Wirtschaftspolitik die Interessen der eigenen Bevölkerung zu vertreten. Hierzu gehören 
Brasilien, Argentinien und Uruguay. 
Und es gibt Länder, wo man noch weiter gegangen ist, sich an die Veränderung der politi-
schen, sozialen und auch wirtschaftlichen Grundlagen gemacht hat, wie in Venezuela, Boli-
vien und Ecuador.  
 
Unter bürgerlichen Regierungen und Militärregierungen ist die Versorgung in Medizin und 
Bildung zurückgegangen.  
Heute wird Geld in Ausbildung und Gesundheitsfürsorge gesteckt. 
 
Zwar sollte man Lateinamerika nicht als linken Kontinent bezeichnen, aber es wird doch in 
einigen Ländern eine Reintegration der bisher Ausgegrenzten, wie z.B. der Indigenen, Land-
losen und Arbeitslosen umgesetzt.  
 
Neu ist, dass die Eigentumsfrage wieder wichtig ist. Man wird keine Entwicklung in Latein-
amerika haben, wo nicht auf das Eigentum eingegriffen wird. In Venezuela hat man schon 
verstaatlicht. Es entwickeln sich neue Eigentumsverhältnisse.  
 
Die indigene Bevölkerung entdeckt sich, entwickelt neues Selbstbewusstsein. Deren Ver-
hältnis zur Natur kommt immer stärker zum Tragen.  
 
Brasilien  
Man hatte grosse Hoffnungen in Lula gesetzt. Doch Lula hatte gerade zwanzig Prozent Unter-
stützung in seinem Parlament. Und mit 20 % Unterstützung und einer Agroindustrie, wo eini-
ge Familien alles kontrollieren, ist Regieren für einen Linken nicht einfach.  
 
Venezuela 
Venezuela hat andere Voraussetzungen, dort gibt es eine starke Erdölindustrie. Was in Vene-
zuela gerade passiert, kann für den ganzen Kontinent Bedeutung haben.  
 
Bei dem Referendum hatte Chavez verloren. Doch das ist keine Niederlage für die Grund-
linien seiner Politik. Die Menschen wollten mehrheitlich nicht, dass der Präsident so viele 
Rechte vom Parlament erhält. Man war gegen diese geplante Machtkonzentration. Und man 
wollte nicht, dass er das Budget bestimmen kann.  
 
In Venezuela hat, im Unterschied zu Kuba, keine Revolution stattgefunden. In der Admini-
stration sitzen die gleichen Leute, die auch schon vor dem Antritt von Chavez dort gearbeitet 
haben. Auch in der Regierung sitzen die Mitarbeiter, die noch von den alten Parteien stam-
men.  
 
In Venezuela wird eine kluge Politik gemacht. Chavez weiss, dass er sich in der gegenwär-
tigen Situation, wo der Prozess sehr fragil ist, bestimmte Konflikte nicht leisten kann. Es gibt 
eine gewisse Euphorie in der Gesellschaft, die den realen Erfolgen nicht immer entspricht. 
Hier ist es an der Regierung, realistische Vorgehensweisen zu entwickeln. 
Die Opposition fühlt sich stark, obwohl sie gleichzeitig weiss, dass sie keine Mehrheit hat.  
 



Wenn die Chavez-Regierung die Versorgungsfrage nicht lösen kann, kriegt sie ein Problem. 
Mittlerweile gibt es im ganzen Land Schlangen vor den Geschäften.  
 
Hat man mit der sozialistischen Einheitspartei nicht auch eine Zentralisierung? Man darf nicht 
alles dort idealisieren.  
 
Der revolutionäre Prozess in Venezuela ist bedroht. Die Auseinandersetzung dort ist nach wie 
vor, wer den großen Reichtum dort kontrolliert. Und dieser ist immer noch in den Händen der 
alten Eliten. In Venezuela stehen immer noch die Paläste.  
Der derzeitige Streik im größten Stahlwerk Venezuelas wird vom größten Gewerkschafts-
verband, der links ist, geführt. 
Die Gewerkschaft fordert, dass der Betrieb unter die Kontrolle eines Arbeiterrates gestellt 
wird.  
 
Ecuador: 
Der Präsident kann sich auf eine Zwei Drittel Mehrheit in einer verfassungsgebenden Ver-
sammlung stützen. Mit einer Zweidritrtel Mehrheit kann man natürlich viel machen. Die neue 
Verfassung wird die Rechte der indigenen Völker stärken.  
 
Chile:  
Unter Pinochet wurde alles privatisiert. Die Sozialistin in Chile hat es viel schwieriger als ihre 
Kollegen. Sie muss die Gesellschaft aussöhnen. Und in Chile gibt es Verfassungsänderungen 
nur mit einer Zwei-Drittel-Mehreit..  
In Chile sind alle Schulen privatisiert.  
Das was wir in Chile haben, ist noch keine sozialistische Revolution, aber man gewinnt den 
Raum der öffentlichen Daseinsversorgung allmählich wieder zurück. 
 
Chile hat keine Auslandsverschuldung. Es ist der lateinamerikanische Staat mit der höchsten 
Weiterentwicklung in der Ökonomie. Die Mehrheit der Einwohner Chiles ist mit dem ökono-
mischen Status Quo zufrieden. 
 
Uruguay:  
Dort hat sich viel geändert, prekäre Arbeit und Arbeitsloiskgeit sind weniger geworden. Wir 
haben neue Steuergesetze, eine Staffelung der Einkommenssteuer.  
 
Kuba: 
Kuba stehen große Veränderungen bevor. 
 

1. Die Abschaffung der Währung 
2. Der ÖPNV muss komplett modernisiert werden.  
3. Kuba kann den dramatischen Verfall der Wohnungen alleine nicht aufhalten.  
4. Kuba wird Kleinunternehmen andere Wirtschaftsmöglichkeiten einräumen.  

 
Schon jetzt stehen europäische und US-amerikanische Firmen in den Startlöchern, wollen sich 
gute Ausgangspositionen für eine zu erwartende Marktwirtschaft in Kuba erkämpfen. Zwar 
fallen die 11 Millionen Menschen Kubas von ihrer Zahl her für die Wirtschaft nicht so ins 
Gewicht, ist doch allein Mexiko City doppelt so groß.  
Doch die kubanischen Einwohner haben für das europäische Kapital einen hohen Symbol-
wert. Wer den Markt in Kuba kontrolliert, meint, damit auch eine gute Startposition für 
Lateinamerika zu haben.  
 



In Kuba stehen große Veränderungen an. Im Juni oder Juli diesen Jahres werden dort Reform-
vorschläge vorliegen.  
Solange Amerika Kuba blockiert, ist es einfach, Widerstand zu leisten, wenn aber erst mal die 
amerikanischen Touristen kommen, wird es schwierig. 
Und die Deutschen wollen Einfluss gewinnen, um vor den Amerikanern dazu sein. Kuba ist 
auch ökonomisch für die Deutschen interessant. Und es ist klar, es läuft auf Markt hinaus, 
hoffentlich einen sozialen Markt. 
 
Derzeit hat Kuba Wirtschaftswachsstumsraten von 10 Prozent erreicht. Dies ist in erster Linie 
der Kooperation mit Venezuela zu verdanken.  
 
Bolivien: 
Als Bolivien seine Konzessionsverträge geändert hatte, sind die Einkommen um das Sechs-
fache, nämlich 320 Millionen Dollar, gestiegen. Das hatte einen grossen Einfluss auf den 
Staatshaushalt.  
 
Die Bolivianer brauchen Unterstützung durch Wissenschaftler, Experten, Lehrer.  
Bolivien ist gerade dabei, sich eine neue Verfassung zu geben. Diese war früher von den 
Grossgrundbesitzern geschrieben worden. Früher hatte Stimm- und Wahlrecht, wer Boden 
besaß und lesen konnte. Frauen und Indigene waren aus dem Entscheidungsprozess und von 
Wahlen ausgeschlossen. Doch nicht nur durch offene Diskriminierung waren Frauen und 
Indigene schlechter gestellt. Das herablässige Denken wird sogar bei vielen derer, die dem 
Land helfen wollen, sichtbar.  
Heute gibt es eine indigene Ministerin, Landwirtschafts- und das Bidungsministerium werden 
von einer MinisterIN angeführt.. 
 
Man muss wissen, dass Bolivien das Land war, wo man den Neoliberalismus von Chicago aus 
wild und brutal umgesetzt hatte.  
Bolivien ist zum Vizeweltmeister der Korruption der Welt geworden. Und es ist das ärmste 
Land von Südamerika.  
Vor diesem Hintergrund strebt die derzeitige Regierung nach einem würdevollen und sou-
veränen Bolivien, das nicht mehr in dieser großen Abhängigkeit von Weltbank und IWF ge-
halten wird.  
Und man will souverän sein, d.h., mit seinen Reichtümern und Ressourcen machen können, 
was man will. Bisher bestimmte „Petrobrasil“  den Verkaufspreis des Erdöls, legte ihn auf 1,2 
US-$ fest, obwohl der internationale Ölpreis 5,2 US-$ betrug. Vor diesem Hintergrund hat 
Bolivien die Gaswirtschaft nationalisiert.  
Und man hat eine Agrarreform durchgeführt, in der alle die gleichen Rechte haben. In einem 
Rahmengesetz hat die Ökologie einen besonderen Stellenwert erhalten, ein neuer Sozialver-
trag wurde ausgehandelt.  
In der Zeit der Diktatur hatten die herrschenden Minister grosse Beträge verschenkt. Diese 
Schenkungen von Land werden inzwischen als illegal eingestuft.  
Die Landfrage ist heute eine der Grundfragen in Bolivien. Das Problem sind die grossen 
Landbesitzungen, Sojaplantagen, die Erdgasförderung.  
Die reichen Gegenden wollen sich nun von Bolivien abspalten. Hinter dieser Strategie stecken 
neoliberale Kräfte.   
Heute braucht man eine kämpferische Solidarität, nicht eine Strategie von Touristen.  
30 Jahre lebte der Nazi Klaus Barbi in Bolivien. Dies bedeutet, dass er eine Denkrichtung hin-
terließ. Auch heute gibt es in dem Land Leute, die mit Hakenkreuzen herumlaufen und die 
Bauern verprügeln.  
 



Die bolivarische Revolution ist ein Zusammenspiel sehr unterschiedlicher Kräfte gegen den 
Neoliberalismus, sie vereinigt bürgerliche und revolutionäre Kräfte. Doch diese Kräfte spalten 
sich wieder.  
In Bolivien wurde die Privatisierungspolitik rückgängig gemacht, der Staat gestärkt, die 
Bevölkerung in die Politik einbezogen.  
 
Argentinien 
Wie gehen wir mit der Regierung Kirchner um? Hier haben wir es mit einem Bürgertum zu 
tun, das antineoliberal denkt.  
In Argentinien ereigneten sich Dinge, die jeden Linken freuen lassen. Dort wirft man dem 
IWF vor, die Wirtschaft kaputt zu machen.  
Man hat eine Geldabgabe von 60 Dollar für jeden Bürger eingeführt, Privatisierung teilweise 
zurückgenommen, Beschäftigte konnten teilweise ihre Betriebe übernehmen.  
Die Beschäftigten haben die Betriebe am Leben gehalten, nun wollen viele Eigentümer ihre 
Betriebe auf dem gerichtlichen Weg zurück.  
 
Kolumbien 
Kolumbien ist für die USA geostrategisch von Bedeutung. Dort gibt es grosse Infrastruktur-
Projekte, die eine Alternative zum überlasteten Panamakanal sein sollen.  
Kolumbien hat viele Rohstoffe, ist drittgrößter Erdlöproduzent Lateinamerikas.  
Auch zahlreiche europäische Konzerne sind in Kolumbien präsent.  
In dem Land gibt es 3,5 bis 4 Millionen Binnenflüchtlinge.  
Bei allem Rohstoffreichtum leben 20 Prozent in absoluter Armut. 
Uribe wird von den USA gestützt, steht an dritter Stelle bei der Militärhilfe der USA.  
Uribe setzt auf eine zivil-militärische Zusammenarbeit. Diesen Ansatz kennt man schon von 
Afghanistan. Er ist den Regierenden auch wichtig, weil man sich mit ihm die Zustimmung der 
Bevölkerung zu dieser Politik erhofft.  
Die sog. Sozialprogramme, die von der EU finanziert werden, spalten die Bevölkerung.  
Der Anbau von Ölpalmen liegt zu fast hundert Prozent in den Händen von paramilitärischen 
Verbänden.  
Der Vize-Verteidigungsminister spricht sehr gut deutsch. Die guten Deutsch-Kenntnisse 
vieler hoch stehender Beamter in Kolumbien sind Indiz für den starken Einfluss verschie-
denster Strukturen Deutschlands auf das Land.  
 
Massenvertreibungen gehen nicht nur auf das Konto der Paramilitärs, sondern auch der 
Armee. Ein Rückgang der Gewalt an Gewerkschaftsaktivisten und Menschenrechtlern ist 
nicht zu erkennen. Lediglich die direkten und offensichtlichen Morde sind zurückgegangen.  
Die Verleumdungskampagnen, auch von Uribe selbst, sind ein Freibrief für die Paramilitärs.  
 
Armee, Paramilitärs und Oligarchie sind sehr stark miteinander verwoben.  
 
Eines der ersten Dinge, die Chavez gemacht hatte, war den Armen Pässe zu geben. 
Der Prozess in Venezuela reagiert auch auf die imperaialistische Bewegung. Es gibt gute 
Sozialprogramme.  
Diese Sozialprogramme sind jedoch keine Umverteilungspolitik. Man hat einfach Glück, dass 
der Ölpreis derzeit auf einem sehr hohen Niveau ist.  
Als Chavez 1999 die Regierung übernommen hatte, lag der Preis bei 19 Dollar pro Barrel, 
heute liegt er bei 100 Dollar.  
 
Das sind Gelder, die können zusätzlich verteilt werden.  
 



Die Niederlage beim Referendum zeigt, dass man offensichtlich die progressiven Inhalte nicht 
hatte vermitteln, die Basis nicht einbeziehen können. Reformistische rechte Abgeordnete 
hatten das Referendum verwässert.  
Die Opposition hat 200 000 Stimmen gewonnen, Chavez 3 Millionen Stimmen verloren. Das 
heisst, die Chavez-Anhänger sind weitgehend nicht zur Opposition übergelaufen, sondern 
haben sich an der Abstimmung überhaupt nicht beteiligt.  
 
Und was hat Lateinamerika mit uns zu tun? 
Die Veränderungen in Lateinamerika waren zunächst nicht von Parteien ausgegangen. Es 
waren vielmehr Basisbewegungen, die Wut der Menschen, die sich in Demonstrationen 
artikuliert hatte, die Veränderungen anschob. Die Menschen wollten Partizipation.  
Auch in Hessen lässt sich mit einer Minderheitenregierung mehr Partizipation erreichen. Bei 
einer Minderheitenregierung werden die Entscheidungen nicht mehr in der Staatskanzlei ge-
troffen. Das hessische Parlament bekäme mit einer Minderheitenregierung wieder eine ganz 
neue Bedeutung. Denn Bevölkerung und Parlament und Regierung müssten um Entschei-
dungen ringen.  
 
Wenn jedes Kind in Venezuela einen Kita-Platz bekommen kann, müsste derartiges doch 
auch in Deutschland möglich sein. Hier müssen die Menschen Studiengebühren bezahlen, 
werden Krankenhäuser privatisiert, dort steht die Medizin den Menschen kostenlos zur 
Verfügung.  
Dass das so ist, liegt daran, dass es in Venezuela einen gesellschaftlichen Prozess gab, bei 
dem sich die Menschen diese Errungenschaften erkämpft haben.  
 
Und die USA? 
Im Vergleich zu den 70er Jahren wirken die USA geradezu ruhig.  
Der Begriff Imperialismus wird häufig mit Militär assoziiert. Aber Imperialismus kann auch 
wirtschaftlich sein.  
Fast alle mittelamerikanischen Länder haben mit den USA Freihandelsabkommen.  
Gleichzeitig haben die USA immer die Möglichkeit einer Intervention, können auch über 
Stellvertreter, wie z.B. Kolumbien, zündeln. Die US-Amerikaner schaffen sich langfrristig 
Stützpunkte.  
Nach wie vor gibt es regelmäßig gemeinsame Übungen von lateinamerikanischen Militärs 
und US-Militärs und Ausbildungsprogramme für die Militärs aus Südamerika. 
In Kolumbien gibt es ein Gesetz, das das Land verpflichtet, an die USA sämtliche Guerilla-
Kämpfer auszuliefern.  
 
Und die Europäische Union? 
Hier gibt es unterschiedliche Signale.  
In der Aussenhandelspolitik gibt es positive Schritte.  
Das Europäische Parlament sagt nicht mehr, dass man die Wirtschaft mit Lateinamerika auf 
der Grundlage von der Freihandelsbasis mache.  
 
US-amerikanische und europäische Wirtschaft konkurrieren um die Märkte in Lateinamerika. 
Diese Konkurrenz wird auf dem Rücken der Menschen ausgetragen.  
Die USA ist die einzige Macht, die in der Lage ist, in allen Ländern Kriege vom Zaun zu 
brechen. Diese Kraft hat Europa noch nicht, aber es ist nicht auszuschliessen, dass es eines 
Tages dazu kommt.  
In einigen Fragen und Gebieten stimmen  sich Europa und die USA ab, in anderen konkurriert 
man. 
 



Es ist erfreulich, dass Europa die Handelsanktionen gegen Kuba zumindest ausgesetzt hat. 
Innerhalb der EU findet ein Umdenkungsprozess statt. Jeder weiß, dass die Politik der Ag-
gressionen gegen Kuba gescheitert ist.  
 
Nur noch drei Staaten, Staaten Osteuropas, sind für die Beibehaltung der Sanktionen gegen 
Kuba. 
Die EU macht immer wieder viel wirtschaftlichen Druck. Dieser sieht vielleicht ziviler aus als 
die Politik der USA, aber die Interessen sind die gleichen.  
 
Und China? 
China vergibt Kredite, die nicht an politische Konditionen gebunden ist, wie dies beispiels-
weise der IWF macht. Aber die Zinsraten sind die gleichen.  
 
China ist bereit, Investitionen in anderen Ländern zu tätigen, die Produktion wird dann jedoch 
nach China importiert.  
Die Produktionsbedingungen in China selbst sind mit unseren Forderungen eines menschen-
würdigen, sozialen und ökologischen Arbeitens nicht vereinbar, die Standards des Arbeits-
schutzes werden nicht eingehalten. Die chinesischen Produkte erfüllen nicht die ILO-Stand-
ards.  
China kann also keine Alternative zur WTO, zur EU oder den USA sein. 
Die Lateinamerikaner sind von den Chinesen ernüchtert. Diese machen Geschäfte nur nach 
eigenen Interessen. Da gibt es keinen Solidaritätsrabatt. Bei der Erdölföderung nehmen die 
Chinesen keine Rücksicht auf die Umwelt.  
 
Die indigene Bevölkerung  
Die indigene Bevölkerung spielt inzwischen wieder eine Rolle. Und diese zwingt „uns“ , auch 
über die eigene Politik in der Vergangenheit zu sprechen. Eine indigene Bevölkerung, die von 
uns kaputt ermordet worden war und nun selbstbewusster geworden ist, macht Dinge deutlich, 
die mit Sozialismus zunächst nicht viel zu tun haben. 
Und ihr gestiegener Einfluß sorgt auch dafür, dass unser Verhältnis zur Mutter Erde neu in 
Frage gestellt wird.  
 
Kolonialpolitik 
In Lateinamerika ist Kolonialpolitik nicht nur ein Begriff aus der Geschichte. Es gibt Reste 
von Kolonialismus, die es zu überwinden gilt, siehe Puerto Rico, niederländerische und fran-
zösische Besitzungen, die Malvinen/Falkland Inseln.  
 
Pipeline 
Durch Südamerika ist eine riesige Pipeline geplant. Diese wird vielfach begrüßt, macht sie 
doch den Kontinent autarker. Doch gleichzeitig wird diese Pipeline auch eine große ökolo-
gische Belastung darstellen. Der Transport mit Schiffen scheint einfacher und billiger zu sein.  
 
Wahlen 
Wir werden keine neuen Programme für die Linke schreiben können, wenn wir uns nicht die 
Erfahrungen der internationalen Arbeiterbewegung in unser Programm reinholen. Man 
schreibt heute kein Programm mehr nur unter der eigenen Erfahrung. 
 
Die Zeit des bewaffneten Widerstandes ist vorbei, heute spielen Wahlkämpfe in Latein-
amerika eine entscheidende Rolle. Und weil das so ist, haben in der nahen Zukunft vor allem 
zwei Wahlkämpfe wichtige Bedeutung: die Wahlkämpfe in Paraguay und El Salvador. Was 



El Salvador angeht, gibt es in Lateinamerika den Konsens, die Frente in El Salvador zu 
unterstützen.  
 
Wie weiter? 
Es wäre zynisch zu sagen, Lateinamerika war nicht nur das Testgebiet der neoliberalen Poli-
tik, und nun soll es das Testgebiet im Kampf gegen diese Politik sein. Tatsächlich aber 
werden dort Dinge gemacht, von denen wir lernen können.  
Die weltweiten Sozialforen sind von Lateinamerika ausgegangen.  
Die neueren Erfahrungen zeigen, dass und wie sich verfassungsgebende Prozesse für die Wei-
terentwicklung der Gesellschaft nutzen lassen.  
 
Der Neoliberalismus hat in den Köpfen der Menschen viel verändert. Dort hat er Denkverbote 
hinterlassen. U.a., dass der Markt alles regeln würde.  
Auch Linke leiden unter Denkverboten. Wir Linke müssen begreifen, dass wirkliche Verän-
derungen nur vollzogen werden können, wenn man den Staat als Instrument einsetzt. Als 
Folge des Neoliberalismus haben die Menschen nicht mehr in ihren Köpfen, dass man den 
Staat nutzen muss.  
 
Wir sollten in unserer Aussenpolitik alles unterstützen, was eine Abkopplung der Länder 
Lateinamerikas von den USA möglich macht. Doch gleichzeitig darf Europa nicht idealisiert 
werden. Europa macht die Sache nicht per se besser, kann häufig nicht so, wie es auch ganz 
gerne wollte.  
 
Lateinamerika ist ein Kontinent ohne Atomwaffen. Und so können wir von dort auch Impulse 
für unsere Nahost-Politik finden.  
Dabei hatte Brasilien ein eigenes Atomwaffen-Programm. Dieses wurde jedoch eingestelt.  
 
Bei der deutschen Entwicklungspolitik müssen wir darauf aufmerksam machen, dass wir nicht 
gönnerhaft sind. 
 
Was tun? 
Ein Grossteil der linken Regierungen in Lateinamerika ist durch Wahlen entstanden, aber die 
Bewegungen haben das Klima geändert und schliesslich die Wahlergebnisse herbeigeführt.  
Deswegen sollten nicht nur auf die Parteien sehen, sondern auch/insbesondere auf die 
Bewegungen sehen, uns mit ihnen solidarisieren. Denn von ihnen gingen und gehen die 
Veränderungen aus.  
Das gilt nicht nur für Bewegungen und Parteien, die inzwischen an der Regierung sind, 
sondern auch für die, die in der Opposition sind. Dies gilt insbesondere für Kolumbien. 
 
Wir müssen die Situation und das Handeln in Lateinamerika analysieren. Bewerten müssen 
wir die Lateinamerika-Politik der EU.  
 
Im Mai findet in Lima der Lateinamerika-Gipfel der EU in statt. Diesen müssen wir als Linke 
organisatorisch vorbereiten, begleitend hierzu bei uns in Deutschland Veranstaltungen orga-
nisieren.  
In Lima selbst wird die Rosa-Luxemburg-Stiftung mit dabei sein und (Gegen)Veranstaltungen 
organiseren.  
 
Wir müssen Kritikpunkte und Forderungen an den Gipfel formulieren.  
 



Was können wir von den Protesten, Bewegungen, Massenaufständen in Lateinamerika lernen, 
evt. auf uns übertragen? Auch in Deutschland haben wir in den letzten Jahren einen Zuwachs 
an Bewegungen, Streiks, Protesten gegen Hartz IV. Und dass die Bundesregierung in Afgha-
nistan so vorsichtig ist, liegt nicht daran, dass wir sie mit unseren Argumenten überzeugt 
haben, sondern daran, dass die Kräfteverhältnisse in der deutschen Gesellschaft für die Re-
gierung nicht günstig sind.  
 
Wenn der bolivianische Botschafter um Unterstützung gebeten hat, sollten wir überlegen, wo 
können wir bestimmte Dinge anstossen? 
 
Im Januar ist das nächste Sozialforum in Brasilien. 
 
Eigentlich brauchen die Menschen in Südamerika unsere Hilfe nicht. Was sie brauchen ist, 
dass wir endlich erkennen, dass wir sie nicht weiter ausbeuten dürfen. Warum ihnen Geld 
schenken, dass wir vorher von ihnen geraubt haben?  
Lassen wir den Eurozentrismus.  
 
Die Rosa Luxemburg Stiftung wird demnächst ein Büro in Sao Paulo, dann eines in Mexiko 
eröffnen. Es werden weitere Büros in anderen Staaten folgen.  
 
In Bolivien sollten wir den Verfassungsprozess begleiten.  
Hierzu ist eine Konferenz und eine Anhörung geplant.  
Und es sollte überlegt werden, wie wir die Wahlen in El Salvador begleiten können.  
 
Europäische Linke und die Linksfraktion im Europaparlament müssen schnell reagieren, 
wenn sich aktuelle Entwicklungen ereignen, wie z..B. die Kriegshandlungen zwischen 
Ecuador und Kolumbien.  
 
  
* ********************************************  
 

Deutschland im Kr ieg: 
Die Kampagne der Fr iedensbewegung und der  L INKEN 
gegen den Kr iegseinsatz der  Bundeswehr in Afghanistan 

 
Die Debatten am gestrigen Samstag über Lateinamerika haben gezeigt: entscheidend für die 
Veränderungen in Lateinamerika waren die Bewegungen. Erst in ihrer Folge erlangten Linke 
Parteien Einfluß und/oder Macht.  
Dies gilt auch für DIE LINKE. Wir verstehen uns als parlamentarischer Arm einer ausser-
parlamentarischen Bewegung für Frieden und Gerechtigkeit.  
Wir werden uns an den Ostermärschen, den Sozialforen und anderen Protestformen be-
teiligen.  
Wir müssen – genauso wie die Friedensbewegung – die Menschen weiter überzeugen, nicht 
Ruhe zu geben, auf die Strasse zu gehen.  
 
Afghanistan  
Deutschland ist seit sechs Jahren in dem Land militärisch aktiv, wirkt in den „Missionen“  
ISAF und OEF.  
 
Die Situation in dem Land hat sich weiter verschärft, die soziale Lage wurde schlimmer. Dies 
gilt insbesondere für den Bereich ausserhalb der Stadtgrenzen von Kabul. Doch selbst in der 



Hauptstadt gibt es nur vier Stunden am Tag Strom. Die Regierung Karsai kontrolliert das 
Land nicht, die Macht wird von den Warlords ausgeübt.  
Der Krieg ist eine Sackgasse, die massiven Bombar-
dierungen haben den Hass angeheizt, treiben 
immer mehr Menschen in die Hände der Taliban. 
Der norwegische ISAF Komman- deur sagt, Norwegen 
befände sich im grössten Kampf- einsatz seit dem 
zweiten Weltkrieg.  
Der Druck auf die USA und ihre Verbündeten, nicht 
einen weiteren Krieg zu verlieren, ist immens. Dies er-
klärt, warum Politiker wie Obama und Clinton sogar 
noch eine Verstärkung des Afghanistan – Ein-
satzes fordern.  
Die EU hat mir ihrer Zentralasien- strategie ihre Claims 
abgesteckt, die man nun militärisch absichern will. Seit der Militarisierung der deutschen 
Aussenpolitik durch Schröder und Fischer und im Wettlauf um die Rohstoffe beugt sich der 
Westen dem Druck, diesen Krieg zu führen, gerät immer mehr in diesen militärischen Sumpf.  
Die deutsche Politik ist eingeklemmt zwischen dem internatioalen Druck, den Militär-
strategen, die sogar noch ein stärkeres Engagement Deutschlands fordern und dem Druck der 
Bevölkerung, die mit 86 Prozent gegen den Einsatz und mit 55 Prozent für einen sofortigen 
Rückzug ist.  
Die Bundesregierung versucht diesen Druck durch geschickte Lügen und das Gerede von der 
„zivil-militärischen Zusammenarbeit“  abzumildern. So wird immer wieder zwischen den 
ISAF- und den OEF-Einsätzen, den helfenden und blutigen Einsätzen unterschieden. Doch 
dieser Unterschied ist nur noch theoretischer Natur. Faktisch sind beide Einsätze nicht mehr 
voneinander zu unterscheiden. Das grosse Problem der zivil-militärischen Kooperation ist, 
dass Hilfe diskreditiert wird, sie nicht mehr neutral ist.  
Militärs fordern mittlerweile die Bundesregierung auf, die Bevölkerung auf eine Rückkehr 
von Soldaten in Holzsärgen vorzubereiten.  
 
Was macht die Linke in 2007 und 2008?  
Als einzige Fraktion hat die LINKE den Abzug der Bundeswehr gefordert, einstimmig im 
Bundestag gegen die Verlängerung der Mandate gestimmt, zusammen mit der Friedens-
bewegung die Demonstration im Herbst organisiert, 50 000 Unterschriften mit der Friedens-
bewegung gegen eine Verlängerung der Mandate gesammelt.  
Man hofft, dass man durch dieses Engagement auch heimliche Kriegsgegner in den anderen 
Fraktionen dazu bringen kann, sich zu outen. Wir sollten dafür sorgen, dass sich kein Abge-
ordneter vor der Entscheidung drücken kann.  
 
Die Partei ist in einem engen Kontakt mit der Friedensbewegung. Mit dieser wurde eine Pe-
tition für den Abzug der deutschen Truppen erarbeitet.  
Wir möchten durch unsere Arbeit mithelfen, dass sich 
die Friedensbewegung verbreitert.  
Der Parteivorstand hat viele Materialien gedruckt, Flug-
blätter für die Ostermärsche gemacht.  
Die Linke beteiligt sich auch an der Afghanistan Kon-
ferenz der Friedensbewegung im Juni.  
Man wird sich verstärkt vor den Arbeitsagenturen 
ARGE gegen den Kriegseinsatz und für Kriegsdienst-
verweigerung einsetzen. Denn gerade dort versucht die 
Bundeswehr, neue Soldaten für ihre Auslandseinsätze 
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zu rekrutieren.  
 
Planungen der Friedensbewegung 

 Ostermärsche 
Aktionswoche der DFG-VK im Mai.  
Bei den Parteitagen von SPD und Grünen will man protestieren.  
Aufruf zur Kriegsdienstverweigerung bei Bundeswehrsoldaten und amerikanischen Soldaten.  
Konferenz im Juni  
Rundreise der „Berliner Compagnie“ . Deren Stück zu Afghanistan wird am 20. September 
fertig sein. Jede Aufführung wird die Veranstalter etwa 2000 – 2500 �  kosten  
Kampagne „Vorrang für zivil“   
Der Film über Depleted uranium („Deadly Dust“ ) sollte durch ganz Deutschland gehen.  
Die IPPNW wird vom 12. – 14. September in Berlin einen Kongress „Kultur des Friedens“  
durchführen.  
Der BSV will im Rahmen seiner Info-Rahmenblätter die Thesen von Sahlmann 
veröffentlichen.  
 
Petition  
 
Viele Friedensgruppen, DFG-VK, Bundesausschuss Friedensratschlag haben sich gemeinsam 
auf den Text einer Petition geeinigt:  
 
„Dem Frieden eine Chance! Truppen raus aus Afghanistan!  
 
Ein Krieg gegen Terror kann militärisch nicht gewonnen werden, da er selber immer wieder 
neue Gewalt hervorruft. Der Abzug der Besatzungstruppen schafft die Voraussetzungen für 
die Einstellung aller Kampfhandlungen und für eine zivile Entwicklung. 
Wir fordern die Abgeordneten des Deutschen Bundestages auf, stimmen Sie keiner weiteren 
Verlängerung oder Erweiterung des Bundeswehreinsatzes in Afghanistan zu.“  
 
Das Mönchengladbacher Friedensforum wird im Rahmen der Eine Welt Wochen im Juni eine 
Veranstaltung zu zivilen Alternativen im Afghanistan-Konflikt und im September eine Veran-
staltung mit einem US-amerikanischen Kriegsdienstverweigerer machen.  
 
In Frankfurt konzentriert man sich auf Aktionen in den Arbeitsagenturen ARGE. Denn, so 
wurde bekannt, eine Verpflichtung zu Bundeswehr reicht nicht aus, man muss sich zu einem 
Jahr Auslandseinsatz bei der Bundeswehr verpflichten, wenn man in den Genuß einer guten 
Ausbildung kommen will.  
Die Frankfurter und Freiburger verknüpfen die Friedens- und die soziale Frage, vertreten die 
Auffassung, dass es auch für Jugendliche eine Ausbildung geben müsste, die nicht in den 
Krieg ziehen wollten. „Ausbildungsplätze statt Kriegseinsattze“ . Junge Arbeitslose sind doch 
kein Kanonenfutter.  
 
Als Partei haben wir mehr und weniger Möglichkeiten als eine Bewegung. Auf jeden Fall 
müssen wir die uns zur Verfügung stehenden Möglichkeiten noch mehr nutzen. Wir müssen 
unsere eigenen Mitglieder mehr aktivieren, und auf lokaler Ebene Friedensbündnisse an-
stoßen. 
Dann sollten wir Gewerkschaften, ver.di etc., deren Jugendbeauftragte, ansprechen.   
 
Ziel muss sein, im Herbst mehr als zehn tausend Menschen auf der Strasse zu haben.  
 



Die Berliner FU ist in einer Befragung in Nordafghanistan zu dem „Ergebnis“  gekommen, 
dass die Bevölkerung in Afghanistan die Besatzung mit einer Mehrheit von 80% die Be-
satzung unterstütze. Das war just zu dem Zeitpunkt veröffentlicht worden, als Verteidigungs-
minister Jung seine Absicht vorstellte, zusätzliche Kampftruppen nach Afghanistan zu ent-
senden.  
Und die Presse hat beide Ereignisse gut miteinander verquickt.  
Diese Untersuchung war sehr unprofessionell gemacht worden. Befragt worden waren nur 
Menschen in einigen wenigen Gemeinden und Stationierungsorten, von Repräsentativität 
kann keine Rede sein. Ein Jahr vor Veröffentlichung war die Umfrage abgeschlossen worden. 
So viel zur Objektivität von Wissenschaft.  
 
Die Friedensbewegung ist in einigen Fragen des Afghanistan Einsatzes der Bundeswehr nicht 
geschlossen. Besonders umstritten ist der Begriff der „Exit-Strategie“ . Das Wort „Exit-
Strategien“  habe einen positiven Klang, würde suggerieren, dass man nicht einfach so die 
Truppen aus dem Land abziehen könne. Eine Exit-Strategie bedeute, dass man den Status Quo 
mittelfristig akzeptiere, man das Militär  mittelfristig gewähren ließe. Doch so was könne 
nicht funktionieren. Voraussetzung für eine Entwicklung des Landes sei vielmehr, dass die 
Truppen sofort und ohne Bedingungen abgezogen werden. Zwar bedeute ein sofortiger Abzug 
nicht, dass sich die Lage nicht sofort verbessern werde. Man wisse nicht, welche Konflikte 
nach einem Abzug ausbrechen würden. Es sei auch nicht richtig von uns, einen Frieden nach 
dem Abzug der ausländischen Truppen zu versprechen. Doch die Truppen dortzulassen be-
deutet, die weitere Eskalation der Gewalt zuzulassen, weiter einer gleichmäßigen Verteilung 
der toten Soldaten der Besatzungskräfte – die Toten der Zivilbevölkerung interessieren 
„unsere“  Militärs eh nicht – zuzustimmen, und dies, obwohl wir wissen, dass selbst die Mili-
tärs von der Ausweglosigkeit dieses Unternehmens überzeugt sind. Dies könnten wir jedoch 
nicht verantworten. Zum Herausgehen aus Afghanistan braucht man keine Strategie, sondern 
einen Beschluss. Gleichzeitig mit dem Herausgehen aus Afghanistan müssen wir aber dem 
Land Geld, Hilfe und Ressourcen anbieten. Finanziell müssten wir nach einem Abzug der 
Truppen mindestens so viel Geld in das Land stecken, wie wir derzeit für „unser“  Militär dort 
bezahlten. Helfen kann man erst, wenn man nicht mehr mit Truppen präsent ist. Wir machen 
mit „unseren“  Soldaten die Menschen vor Ort wild, treiben sie in die Hände der Taliban und 
wundern uns, wenn man vor Ort der zivil-militärischen Zusammenarbeit mit Misstrauen be-
gegnet. Wie könne man den Friedensabsichten eines Landes Glauben schenken, das bei den 
weltweiten Rüstungsexporten an dritter Stelle steht.  
Wir wissen leider nicht genau, was in Afghanistan passiert, zu groß ist unser Mistrauen  
 
Wir müssen Menschen aus Afghanistan ein Sprachrohr geben. Doch es ist nicht einfach für 
Aktivisten vor Ort, eben mal nach Deutschland zu fliegen und dort darüber zu sprechen, was 
wirklich los ist. Wer das tut, spielt mit seinem Leben.  
Wir sollten auch nicht anti-amerikanisch argumentieren, u.a. deswegen, weil Europa auch 
nicht besser ist.  
Im Herbst steht die Mandatsverlängerung wieder an. Und es ist davon auszugehen, dass die 
Regierung dieses mal die Verlängerung nicht nur für ein Jahr beantragen wird. Denn ein Jahr 
später sind Bundestagswahlen, und in der Regierung will man unter allen Umständen ver-
meiden, dass diese Wahlen zu einem Plebiszit gegen den Krieg werden. Dieses undemo-
kratische Vorgehen sollten wir entlarven. 
 
* ******************  
 
Aktuelle Europa-Stunde 
 



Der EU-Frühjahrsgipfel.  
 
Gipfeltreffen sind immer ein Kulminationspunkt. Die Kommission will bei diesen die Zustim-
mung durch die Regierungen erfahren. Gleichzeitig sollen die Aufträge erteilt werden, die Ar-
beit der Kommission in Zukunft zu vertiefen. Für die poltische Richtungsvorgabe sind diese 
Gipfel immer von Bedeutung.  
 
Hauptthemen auf dem Frühjahrsgipfel waren die Schaffung einer Mittelmeerunion, die Aus-
wertung und Vorführung der Lissabon-Strategie, also der Wirtschafts- und Beschäftigungs-
politik. Weitere Themen waren Klimawandel und Energiepolitik.  
Solana hatte ein Papier zu Klimawandel und Sicherheitslage auf den Tisch gelegt.  
Auch die Stabilität der Finanzmärkte wurde diskutiert.  
Die Mittelmeerunion war eine Idee von Sarkozy. Hintergrund ist die Situation der Migranten 
in Frankreich. Die Unruhen in den Vorstäden machten eine Reaktion erforderlich. Mit dieser 
„Mittelmeerunion“  wollte Sarkozy zeigen, dass man die Kooperation mit den Ländern voran-
bringen wolle, aus denen die Aufständischen kommen.  
Damit solle das Zugehörigkeitsgefühl zu Frankreich dieser Migranten, vor allem der Marok-
kaner, gestärkt werden.  
Dieser Vorschlag stieß aber auf Ablehnung der deutschen Regierung.  
Nun wird – unter Umgehung der Parlamente – eine neue Vereinbarung erarbeitet, die im Juli 
in Paris vorgestellt werden soll.  
Die Kommission wurde beauftragt, ein Papier zu entwickeln, das zeigt, was die neue Union 
soll. Es ist zu erwarten, dass die Kommission dabei zurückgreifen wird auf das, was die Fran-
zosen schon entwickelt haben. Hierauf lässt sich jedoch nicht Einfluß nehmen, da der Prozeß 
unter Ausschluss der Pffentlichkeit stattfindet. 
 
Lissabon Strategie. Ende vergangen Jahres hatte die Kommission einen weiteren Bericht zur 
Fortführung der Lissabon-Strategie für 2008 bis 2010 entwickelt. Dieser Bericht ist begrüsst 
worden. Grundtendenz ist, dass Beschäftigung zwar ein Ziel sei, jedoch nur durch einen 
weiteren verstärkten Wettbewerb erreicht werden könne.  
 
In der Beschäftigungspolitik hat die Kommission keine Möglichkeit, Vorschriften zu machen, 
deswegen macht sie eine „offene Koordinierung“ . Und gerade weil diese Absprachen schwer 
nachvollziehbar sind, es ein informeller Bereich ist, kann man da schwer Einfluss nehmen. 
Das ist eine sehr undemokratische Struktur.  
 
Flexicurity.  
Von den Mitgliedsstaaten wird erwartet, dass sie eine Beschäftigungspolitik auf den Tisch 
legen, die die Kriterien von Flexibiltiät und Sicherheit erfüllt.  
 
Es wurde beschlossen, ein Papier zum Wissenschaftstransfer zu erarbeiten. Die Kommission 
wurde beauftagt, bis 2020 zu definieren, welche Profile nachgefragt werden. Das wird auf ein 
„Picking“  bei der Migration hinauslaufen: Ausländer, die man auf unserem Markt braucht, 
werden bevorzugt angeworben, Ausländer, die wir nicht brauchen, werden nicht nach Europa 
gelassen, bzw. schneller abgeschoben. Das hat mit einer menschenwürdigen Migrationspolitik 
nichts mehr zu tun.  
 
Klimapolitik 
Solana hat ein Papier zum Klimawandel und zur nationalen Sicherheit vorgelegt. Das ist ein 
ernst zu nehmendes Papier. Das Papier geht davon aus, dass die mindestens zu erwartenden 
zwei Grad Erwärmung sehr viele Probleme schaffen wird. Man müsse sich darauf vorbe-



reiten, auf diese hier zu erwartenden hot spots militärisch einzugreifen. Kein Wort davon, 
dass man den vom Klimawandel betroffenen Menschen helfen müsste.  
 
Gleichzeitig erarbeitet die Kommission ein Papier zum Klimawandel, wo man spätestens 
2009 eine Einigung haben will, damit man es auf dem Kopenhagener Post-Kyoto Folgegipfel 
2009 präsentieren kann.  
 
Verfassungsklage gegen die deutsche Anerkennung des Kosovo  
Deutschland hat am 20.2.2008 mit der Anerkennung des Kosovo Völkerrecht gebrochen. 16 
weitere EU-Staaten haben den Kosovo anerkannt, 5 EU nicht. Insgesamt haben weltweit un-
gefähr 30 Staaten bisher den Kosovo anerkannt.  
 
Die Linke trägt die Anerkennung des Kosovo nicht mit.  
Da eine Fraktion aber nur beim Bundesverfassungsgericht klagen kann, wenn die eigenen 
Rechte verletzt sind, kann die Fraktion nicht direkt gegen die Anerkennung der Unabhängig-
keit Kosovos klagen, sondern nur gegen den deutschen Beitrag zur KFOR.  
 
Mit der Unabhängigkeit des Kosovo hat sich eine neue Situation und somit eine andere Auf-
tragslage der KFOR ergeben. Nun ist es auf einmal Aufgabe der KFOR, die Unabhängigkeit 
des Kosovo abzusichern.  
Die Bundesregierung hätte sich also durch den Bundestag ein neues Mandat erbeten müssen. 
Doch das hat sie nicht gemacht, sie hat das Parlament vielmehr umgangen. Vor diesem Hin-
tergrund will man als Fraktion klagen. 
 
 
++++++++++++++++++++++++++++ 
 
Wahlen des Koordinierungsrates:  
Am Ende der Versammlung wurde der Koordinierungsrat der FIP gewählt. Folgende 
Personen wurden gewählt: 
 
Eylem Durmaz, Stefanie Haemisch, Claudia Haydt, Biggi Ostmeyer, Gabriele Rasch , 
Roswitha Yildiz,  
Harri Grünberg, Ralp Krech, Alexander Neu, Frank Renken, Bernd Schneider, Stefan Zifle. 
 
Wahlen für den Bundesparteitag  
Hier wurde Christine Buchholz und Alexander King gewählt.  
 
Die „Junge Welt“  berichtet unter http://www.jungewelt.de/2008/03-18/001.php über das 
Frankfurter FIP-Treffen.  


